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hier: außerplanmäßige Mittelbereitstellung 
 
 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 
 
Mainz,         September 2019 
 
 
 
 
Günter Beck 
Bürgermeister 
 
 
Mainz,          September 2019  
 
 
 
 
Michael Ebling 
Oberbürgermeister 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen empfiehlt, der Stadtrat beschließt die außerplan-
mäßige Bereitstellung einer Verpflichtungsermächtigung (VE) in Höhe von 600.000 EUR und einer 
Auszahlungsermächtigung in Höhe von 300.000 EUR im Haushaltsjahr 2019, sowie die außer-
planmäßige Bereitstellung einer Auszahlungsermächtigung in Höhe von 600.000 EUR im Haus-
haltsjahr 2020.  
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4. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen 
5. Finanzierung 
 
zu 1. und 2. 
Für die Kanonikus-Kir-RS Plus wurde zunächst eine Sanierung vorgesehen. Im Rahmen einer Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung wurde nachgewiesen, dass ein Ersatzneubau wirtschaftlicher ist als 
die Sanierung der Bestandsgebäude. Nach einer baufachlichen Bewertung durch die ADD wurde 
die Freigabe zur Bearbeitung für die Variante „Ersatzneubau“ erteilt. 
 
Trotz Nachweis der Wirtschaftlichkeit erwartet das Land die Vorlage einer fiktiven Sanierungspla-
nung („Sanierungsplanung light“), um so die förderfähigen Kosten und somit die Zuwendung er-
mitteln zu können. Dies verursacht zur eigentlichen Planung weitere Kosten. 
 
Mit sämtlichen Planern (Architekt, Statik, Technische Gebäudeausrüstung (TGA)) wurden seiner-
zeit Vorverträge geschlossen, um die exakte Planungsaufgabe zu ermitteln. Aufgrund der Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung wurden nun auch die anrechenbaren Kosten neu ermittelt. Daraus  
resultieren auch entsprechend neue Honorarsummen dieser Planer. Problematisch ist, dass sich 
aufgrund der neuen anrechenbaren Kosten die Honorare der bereits beauftragten Planer für Statik 
und TGA um über 40% erhöht haben. Somit wird ein neues VgV-Verfahren für beide Fachgebiete 
notwendig. Für die Neuausschreibungen und die Anpassung des Architektenvertrages werden 
ebenfalls zusätzliche Mittel erforderlich.  
 
Für das Projekt stehen insgesamt ca. 925.000 EUR zur Verfügung. Aufgrund der zusätzlichen fikti-
ven Sanierungsplanung und den gestiegenen bzw. teils doppelten Kosten der Fachplaner ergibt 
sich ein Mittelbedarf für die Realisierung der Leistungsphasen 1-3 in Höhe von insgesamt 
1.825.000 EUR.  
 
zu 3. 
Ohne Bereitstellung der VE bzw. der Auszahlungsermächtigung kann das Projekt nicht umgesetzt 
werden.  
 
zu 4. 
Keine 
 
zu 5. 
Außerplanmäßige Bereitstellung einer Verpflichtungsermächtigung (VE) in Höhe von 600.000 EUR 
(Deckung durch VE beim Projekt 7.000898) und einer Auszahlungsermächtigung in Höhe von 
300.000 EUR im Haushaltsjahr 2019, sowie die außerplanmäßige Bereitstellung einer Auszah-
lungsermächtigung in Höhe von 600.000 EUR im Haushaltsjahr 2020.  
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